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Änderungsantrag 29
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Zusätzlich zu ihrer Hauptaufgabe der 
Finanzierung von Investitionen in der 
Union führt die Europäische 
Investitionsbank (EIB) Finanzierungen 
außerhalb der Union zur Unterstützung der 
auswärtigen Politik der Union durch.
Damit wird es möglich, die für Regionen 
außerhalb der Union zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel der Union zum 
Nutzen der betreffenden Drittländer durch 
die Finanzkraft der EIB zu untermauern.
Mit solchen Finanzierungen leistet die EIB
einen Beitrag zur Umsetzung der 
allgemeinen Grundsätze und politischen 
Ziele der Union.

(1) Zusätzlich zu ihrer Hauptaufgabe der 
Finanzierung von Investitionen in der 
Union führt die Europäische 
Investitionsbank (EIB) Finanzierungen 
außerhalb der Union zur Unterstützung der 
auswärtigen Politik der Union durch.
Damit wird es möglich, die für Regionen 
außerhalb der Union zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel der Union zum 
Nutzen der betreffenden Drittländer durch 
die Finanzkraft der EIB zu untermauern.
Mit solchen Finanzierungen unterstützt 
und ergänzt die EIB die Maßnahmen der 
EU im Bereich des auswärtigen 
Handelns, indem sie der Umsetzung der 
allgemeinen Grundsätze und politischen 
Ziele der Union nach Artikel 21 EUV 
uneingeschränkt Rechnung trägt.

Or. en

Änderungsantrag 30
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(3) Die Mehrheit der EIB-Finanzierungen 
außerhalb der Union kommt in den Genuss 
einer von der Kommission verwalteten EU-
Haushaltsgarantie (im Folgenden „EU-
Garantie“), womit die auswärtige Politik 
der Union unterstützt und es der EIB 
ermöglicht werden soll, ohne 
Beeinträchtigung ihrer Bonität 

(3) Die Mehrheit der EIB-Finanzierungen 
außerhalb der Union kommt in den Genuss 
einer von der Kommission verwalteten EU-
Haushaltsgarantie (im Folgenden „EU-
Garantie“), womit die auswärtige Politik 
der Union unterstützt und es der EIB 
ermöglicht werden soll, ohne 
Beeinträchtigung ihrer Bonität 
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Investitionen außerhalb der Union zu 
finanzieren.

Investitionen außerhalb der Union zu 
finanzieren. Es ist sehr wichtig, dass die 
EIB ihr AAA-Rating beibehält.

Or. en

Änderungsantrag 31
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(7) Um wichtigen politischen 
Entwicklungen Rechnung zu tragen, sollte 
die Liste der tatsächlich für EIB-
Finanzierungen im Rahmen der EU-
Garantie in Betracht kommenden Länder 
bei Bedarf überprüft und der Kommission 
die Befugnis übertragen werden, gemäß 
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur 
Änderung des Anhangs III dieses 
Beschlusses zu erlassen. Besonders wichtig 
ist, dass die Kommission im Zuge ihrer 
Vorbereitungsarbeiten angemessene 
Konsultationen – auch auf Expertenebene –
durchführt. Bei der Vorbereitung und 
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte 
die Kommission gewährleisten, dass die
einschlägigen Dokumente dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
gleichzeitig, rechtzeitig und auf 
angemessene Weise übermittelt werden.

(7) Um wichtigen politischen 
Entwicklungen Rechnung zu tragen, sollte 
die Liste der tatsächlich für EIB-
Finanzierungen im Rahmen der EU-
Garantie in Betracht kommenden Länder 
bei Bedarf überprüft und der Kommission 
die Befugnis übertragen werden, gemäß 
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur 
Änderung des Anhangs III dieses 
Beschlusses zu erlassen. Besonders wichtig
ist, dass die Kommission im Zuge ihrer 
Vorbereitungsarbeiten angemessene 
Konsultationen – auch auf Expertenebene –
durchführt. Bei der Vorbereitung und 
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte 
die Kommission gewährleisten, dass
sämtliche einschlägigen Dokumente dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
gleichzeitig, rechtzeitig und auf 
angemessene Weise übermittelt werden.

Or. en

Änderungsantrag 32
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 11
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Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(11) Ein verbesserter Zugang zu 
Finanzierungen für KMU, einschließlich in 
der Union ansässiger KMU, die in den 
unter diesen Beschluss fallenden Regionen 
investieren, kann eine entscheidende Rolle 
bei der Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung und bei der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit spielen. Um KMU effektiv 
zu erreichen, sollte die EIB mit lokalen 
Finanzintermediären in den förderfähigen 
Ländern zusammenarbeiten, insbesondere 
um zu gewährleisten, dass ein Teil der 
finanziellen Vorteile an deren Kunden 
weitergegeben wird, und einen Mehrwert 
im Vergleich zu anderen 
Finanzierungsquellen zu bieten.

(11) Ein verbesserter Zugang zu 
Finanzierungen für KMU, einschließlich in 
der Union ansässiger KMU, die in den 
unter diesen Beschluss fallenden Regionen 
investieren, kann eine entscheidende Rolle 
bei der Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung und bei der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit spielen. Um KMU effektiv 
zu erreichen, kann die EIB mit lokalen 
Finanzintermediären in den förderfähigen 
Ländern zusammenarbeiten, insbesondere 
um zu gewährleisten, dass ein Teil der 
finanziellen Vorteile an deren Kunden 
weitergegeben wird, und einen Mehrwert 
im Vergleich zu anderen 
Finanzierungsquellen zu bieten. Die EIB 
muss in ihren 
Kooperationsvereinbarungen mit lokalen 
Finanzintermediären dafür Sorge tragen, 
dass von Intermediären finanzierte 
Vorhaben, darunter jene unter 
Beteiligung von KMU, nicht im 
Widerspruch zu den üblichen Kriterien 
der Bank oder den außenpolitischen 
Zielen der Union stehen.

Or. en

Änderungsantrag 33
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(13) Die EIB sollte weiterhin 
Investitionsvorhaben im Bereich der 
sozialen, ökologischen und
wirtschaftlichen Infrastruktur finanzieren 
und einen Ausbau ihrer Tätigkeiten zur 
Unterstützung der Infrastruktur des 
Gesundheits- und des Bildungswesens in 

(13) Die EIB sollte weiterhin 
Investitionsvorhaben im Bereich der 
sozialen, ökologischen, wirtschaftlichen
und verkehrsbezogenen Infrastruktur 
finanzieren und einen Ausbau ihrer 
Tätigkeiten zur Unterstützung der 
Infrastruktur des Gesundheits- und des 
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Betracht ziehen, wenn sich dadurch ein 
eindeutiger Zusatznutzen ergibt.

Bildungswesens in Betracht ziehen, wenn 
sich dadurch ein eindeutiger Zusatznutzen 
ergibt.

Or. en

Änderungsantrag 34
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(13) Die EIB sollte weiterhin 
Investitionsvorhaben im Bereich der 
sozialen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Infrastruktur finanzieren 
und einen Ausbau ihrer Tätigkeiten zur 
Unterstützung der Infrastruktur des 
Gesundheits- und des Bildungswesens in 
Betracht ziehen, wenn sich dadurch ein 
eindeutiger Zusatznutzen ergibt.

(13) Die EIB sollte weiterhin 
Investitionsvorhaben im Bereich der 
sozialen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Infrastruktur finanzieren 
und einen Ausbau ihrer Tätigkeiten zur 
Unterstützung der Infrastruktur des 
Gesundheits- und des Bildungswesens in 
Betracht ziehen, wenn sich dadurch ein 
eindeutiger Zusatznutzen ergibt. Sie sollte 
für die Vorhaben zudem weiterhin eine 
fachliche Beratung und Unterstützung 
vorsehen, was bei der Verbesserung und 
Qualitätskontrolle von Vorhaben wichtig 
ist.

Or. en

Änderungsantrag 35
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(14) Auch sollte die EIB weiterhin
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Klimaschutz und Klimaanpassung
finanzieren, um die Klimaziele der Union 
auf globaler Ebene voranzubringen.

(14) Auch sollte die EIB ihre Mittel für
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Klimaschutz und Klimaanpassung –
insbesondere in der Arktis – aufstocken, 
um die Klimaziele der Union auf globaler 
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Ebene voranzubringen.

Or. en

Änderungsantrag 36
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(14) Auch sollte die EIB weiterhin
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Klimaschutz und Klimaanpassung
finanzieren, um die Klimaziele der Union 
auf globaler Ebene voranzubringen.

(14) Auch sollte die EIB ihre Mittel für
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Klimaschutz und Klimaanpassung
aufstocken, um die Klimaziele der Union 
auf globaler Ebene voranzubringen.

Or. en

Änderungsantrag 37
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(15 a) Bei der Unterstützung von 
Vorhaben im Bereich des Klimaschutzes 
sollte die EIB die Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates vom 22. Mai 2013 
berücksichtigen, wonach der 
schrittweisen Einstellung 
umweltgefährdender oder wirtschaftlich 
nachteiliger Subventionen, einschließlich 
für fossile Brennstoffe, Vorrang 
eingeräumt werden muss.

Or. en
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Änderungsantrag 38
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(16) Die praktischen Maßnahmen zur 
Verknüpfung der allgemeinen Ziele der 
EU-Garantie und ihrer Umsetzung sind in 
regionalen technischen operativen 
Leitlinien festzulegen. Diese Leitlinien 
sollten im Einklang mit der Regionalpolitik
der Union stehen. Die regionalen 
technischen operativen Leitlinien sollten 
nach Überprüfung dieses Beschlusses zu 
dessen Anpassung an die Entwicklung der 
Außenpolitik und der einschlägigen 
Prioritäten der Union ebenfalls überprüft 
und aktualisiert werden.

(16) Die praktischen Maßnahmen zur 
Verknüpfung der allgemeinen Ziele der 
EU-Garantie und ihrer Umsetzung sind in 
regionalen technischen operativen 
Leitlinien festzulegen. Diese Leitlinien 
sollten im Einklang mit der Regionalpolitik 
der Union stehen. Die regionalen 
technischen operativen Leitlinien sollten 
nach Überprüfung dieses Beschlusses
ebenfalls überprüft und aktualisiert 
werden, um der Entwicklung der 
Außenpolitik und der einschlägigen 
Prioritäten der Union Rechnung zu tragen.

Or. en

Änderungsantrag 39
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(18) Die Stärke der EIB besteht nach wie 
vor in ihrem besonderen Charakter als 
Investitionsbank; die EIB-Finanzierungen 
sollten jedoch darüber hinaus einen Beitrag 
zur Verwirklichung der dem auswärtigen 
Handeln der EU zugrunde liegenden und in 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) verankerten 
allgemeinen Grundsätze der Förderung und 
Festigung von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und 
Grundfreiheiten leisten sowie zur 
Umsetzung internationaler
Umweltabkommen, bei denen die Union 

(18) Die Stärke der EIB besteht nach wie 
vor in ihrem besonderen Charakter als 
Investitionsbank; die EIB-Finanzierungen 
sollten jedoch darüber hinaus einen Beitrag 
zur Verwirklichung der dem auswärtigen 
Handeln der EU zugrunde liegenden und in 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) verankerten 
allgemeinen Grundsätze der Förderung und 
Festigung von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und 
Grundfreiheiten leisten sowie zur 
Umsetzung internationaler
Verpflichtungen und Abkommen, bei 
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Vertragspartei ist. Insbesondere sollten die 
EIB-Finanzierungen die nachhaltige 
wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Entwicklung der Entwicklungsländer, vor 
allem der am stärksten benachteiligten 
unter ihnen, ihre harmonische, schrittweise 
Integration in die Weltwirtschaft, die 
Kampagne gegen die Armut sowie die 
Einhaltung der von der Union im Kontext 
der Vereinten Nationen und anderer 
einschlägiger internationaler 
Organisationen gebilligten Ziele fördern.
Bei Maßnahmen zur Förderung der 
Unionspolitik im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit gemäß 
Artikel 209 Absatz 3 des Vertrags sollte 
die EIB bestrebt sein, indirekt die 
Verwirklichung der 
Millenniumsentwicklungsziele der 
Vereinten Nationen für 2015 in allen 
Regionen zu unterstützen, in denen sie tätig 
ist.

denen die Union Vertragspartei ist, 
darunter Umweltabkommen. Aus diesem 
Grund sollte die Situation der Länder in 
Bezug auf Menschenrechte, 
Grundfreiheiten, Presse- und 
Medienfreiheit sowie Demokratie 
berücksichtigt und für die Feststellung
der Förderfähigkeit von Regionen und 
Ländern gemäß Anhang III sorgfältig 
geprüft werden. Insbesondere sollten die 
EIB-Finanzierungen die nachhaltige 
wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Entwicklung der Entwicklungsländer, vor 
allem der am stärksten benachteiligten 
unter ihnen, ihre harmonische, schrittweise 
Integration in die Weltwirtschaft, die 
Kampagne gegen die Armut sowie die 
Einhaltung der von der Union im Kontext 
der Vereinten Nationen und anderer 
einschlägiger internationaler 
Organisationen gebilligten Ziele fördern.
Bei Maßnahmen zur Förderung der 
Unionspolitik im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit gemäß 
Artikel 209 Absatz 3 des Vertrags sollte 
die EIB bestrebt sein, indirekt die 
Verwirklichung der 
Millenniumsentwicklungsziele der 
Vereinten Nationen für 2015 in allen 
Regionen zu unterstützen, in denen sie tätig 
ist.

Or. en

Änderungsantrag 40
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(18) Die Stärke der EIB besteht nach wie 
vor in ihrem besonderen Charakter als 
Investitionsbank; die EIB-Finanzierungen 
sollten jedoch darüber hinaus einen Beitrag 

(18) Die Stärke der EIB besteht nach wie 
vor in ihrem besonderen Charakter als 
Investitionsbank; die EIB-Finanzierungen 
sollten jedoch darüber hinaus einen Beitrag 
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zur Verwirklichung der dem auswärtigen 
Handeln der EU zugrunde liegenden und in 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) verankerten 
allgemeinen Grundsätze der Förderung und 
Festigung von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und 
Grundfreiheiten leisten sowie zur 
Umsetzung internationaler 
Umweltabkommen, bei denen die Union 
Vertragspartei ist. Insbesondere sollten die 
EIB-Finanzierungen die nachhaltige 
wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Entwicklung der Entwicklungsländer, vor 
allem der am stärksten benachteiligten 
unter ihnen, ihre harmonische, schrittweise 
Integration in die Weltwirtschaft, die 
Kampagne gegen die Armut sowie die 
Einhaltung der von der Union im Kontext 
der Vereinten Nationen und anderer 
einschlägiger internationaler 
Organisationen gebilligten Ziele fördern.
Bei Maßnahmen zur Förderung der 
Unionspolitik im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit gemäß 
Artikel 209 Absatz 3 des Vertrags sollte 
die EIB bestrebt sein, indirekt die 
Verwirklichung der 
Millenniumsentwicklungsziele der 
Vereinten Nationen für 2015 in allen 
Regionen zu unterstützen, in denen sie tätig 
ist.

zur Verwirklichung der dem auswärtigen 
Handeln der EU zugrunde liegenden und in 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) verankerten 
allgemeinen Grundsätze der Förderung und 
Festigung von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und 
Grundfreiheiten leisten sowie zur 
Umsetzung internationaler 
Umweltabkommen, bei denen die Union 
Vertragspartei ist. Aus diesem Grund 
sollte bei der Aufnahme von Ländern in 
Anhang III sorgfältig die Situation dieser 
Länder in Bezug auf die Demokratie, 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
geprüft werden, unabhängig davon, ob 
vonseiten der EU Sanktionen oder 
restriktive Maßnahmen gegen sie 
verhängt wurden. Insbesondere sollten die 
EIB-Finanzierungen die nachhaltige 
wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Entwicklung der Entwicklungsländer, vor 
allem der am stärksten benachteiligten 
unter ihnen, ihre harmonische, schrittweise 
Integration in die Weltwirtschaft, die 
Kampagne gegen die Armut sowie die 
Einhaltung der von der Union im Kontext 
der Vereinten Nationen und anderer 
einschlägiger internationaler 
Organisationen gebilligten Ziele fördern.
Bei Maßnahmen zur Förderung der 
Unionspolitik im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit gemäß 
Artikel 209 Absatz 3 des Vertrags sollte 
die EIB bestrebt sein, die Verwirklichung 
der Millenniumsentwicklungsziele der 
Vereinten Nationen für 2015 in allen 
Regionen zu unterstützen, in denen sie tätig 
ist.

Or. en

Änderungsantrag 41
Liisa Jaakonsaari
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Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(19) Die auf der Grundlage dieses 
Beschlusses durchgeführten EIB-
Tätigkeiten sollten die von der 
Kommission vorgeschlagene „Agenda für 
den Wandel“ unterstützen und mit den 
einschlägigen Grundsätzen des 
Europäischen Konsenses über die 
Entwicklungspolitik sowie den in der 
Erklärung von Paris von 2005, der 
Aktionsagenda von Accra von 2008 und
dem Partnerschaftsabkommen von Busan 
von 2011 in Einklang stehen. Darüber 
hinaus sollte die Kohärenz mit dem 
Strategierahmen und dem am 25. Juni 2012 
vom Rat verabschiedeten Aktionsplan der 
EU für Menschenrechte und Demokratie 
sowie mit internationalen 
Umweltabkommen, einschließlich der 
Verpflichtungen zum Schutz der 
Biodiversität, gewährleistet sein. Die 
Umsetzung sollte im Rahmen 
verschiedener konkreter Maßnahmen 
erfolgen, insbesondere durch einen Ausbau 
der EIB-Kapazitäten für die Bewertung der 
ökologischen, sozialen und
entwicklungsbezogenen Aspekte von 
Projekten, einschließlich
Menschenrechtserwägungen und
konfliktbezogener Risiken, sowie durch 
die Förderung von Konsultationen auf 
lokaler Ebene mit Behörden und 
Zivilgesellschaft. In diesem 
Zusammenhang sollte die EIB ihren 
Rahmen für die Ergebnismessung (Results 
Measurement framework – REM) 
implementieren und weiterentwickeln, der 
einen detaillierten Satz von 
Leistungsindikatoren zur Messung der 
wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen 
und entwicklungsbezogenen 
Auswirkungen ihrer Finanzierungen 
während des gesamten Lebenszyklus einer 
Investition enthält. Die Umsetzung des 

(19) Die auf der Grundlage dieses 
Beschlusses durchgeführten EIB-
Tätigkeiten sollten die von der 
Kommission vorgeschlagene „Agenda für 
den Wandel“ unterstützen und mit den 
einschlägigen Grundsätzen des 
Europäischen Konsenses über die 
Entwicklungspolitik sowie den in der 
Erklärung von Paris von 2005, der 
Aktionsagenda von Accra von 2008 und 
dem Partnerschaftsabkommen von Busan 
von 2011 in Einklang stehen. Darüber 
hinaus sollte die Kohärenz mit dem 
Strategierahmen und dem am 25. Juni 2012 
vom Rat verabschiedeten Aktionsplan der 
EU für Menschenrechte und Demokratie 
sowie mit internationalen 
Umweltabkommen, einschließlich der 
Verpflichtungen zum Schutz der 
Biodiversität, gewährleistet sein. Die 
Umsetzung sollte im Rahmen 
verschiedener konkreter Maßnahmen 
erfolgen, insbesondere durch einen Ausbau 
der EIB-Kapazitäten für die Bewertung der 
ökologischen, sozialen, 
entwicklungsbezogenen und
wirtschaftlichen Aspekte von Projekten,
darunter ausdrücklich
Menschenrechtserwägungen, 
Grundfreiheiten und konfliktbezogene
Risiken, sowie durch die Förderung von 
Konsultationen auf lokaler Ebene mit 
Behörden und Zivilgesellschaft. In diesem 
Zusammenhang sollte die EIB ihren 
Rahmen für die Ergebnismessung (Results 
Measurement framework – REM) 
implementieren und weiterentwickeln, der 
einen detaillierten Satz von 
Leistungsindikatoren zur Messung der 
wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen 
und entwicklungsbezogenen 
Auswirkungen ihrer Finanzierungen 
während des gesamten Lebenszyklus einer 



PE516.900v01-00 12/43 AM\1001772DE.doc

DE

REM sollte im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung dieses Beschlusses 
bewertet werden. Bei der Due-Diligence-
Prüfung eines Investitionsvorhabens sollte 
die EIB – soweit angemessen und im 
Einklang mit den sozial- und 
umweltpolitischen Grundsätzen der Union 
– vom Träger des Investitionsprojekts 
verlangen, dass er lokale Konsultationen 
durchführt und die Ergebnisse öffentlich 
bekannt gibt. EIB-
Finanzierungsvereinbarungen, an denen 
öffentliche Partner beteiligt sind, sollten 
ausdrücklich die Möglichkeit vorsehen, bei 
Widerruf der laut diesem Beschluss 
festgelegten Förderfähigkeit des Landes, in 
dem das Investitionsvorhaben durchgeführt 
wird, Zahlungen auszusetzen.

Investition enthält. Die Umsetzung des 
REM sollte im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung dieses Beschlusses 
bewertet werden. Bei der Due-Diligence-
Prüfung eines Investitionsvorhabens sollte 
die EIB – im Einklang mit den
menschenrechtsbezogenen, sozial- und 
umweltpolitischen Grundsätzen der Union 
– vom Träger des Investitionsprojekts 
verlangen, dass er lokale Konsultationen
mit sämtlichen Interessenträgern
durchführt und die Ergebnisse öffentlich 
bekannt gibt. EIB-
Finanzierungsvereinbarungen, an denen 
öffentliche Partner beteiligt sind, sollten 
ausdrücklich die Möglichkeit vorsehen, bei 
Widerruf der laut diesem Beschluss 
festgelegten Förderfähigkeit des Landes, in 
dem das Investitionsvorhaben durchgeführt 
wird, Zahlungen auszusetzen.

Or. en

Änderungsantrag 42
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(19) Die auf der Grundlage dieses 
Beschlusses durchgeführten EIB-
Tätigkeiten sollten die von der 
Kommission vorgeschlagene „Agenda für 
den Wandel“ unterstützen und mit den 
einschlägigen Grundsätzen des 
Europäischen Konsenses über die 
Entwicklungspolitik sowie den in der 
Erklärung von Paris von 2005, der 
Aktionsagenda von Accra von 2008 und 
dem Partnerschaftsabkommen von Busan 
von 2011 in Einklang stehen. Darüber 
hinaus sollte die Kohärenz mit dem 
Strategierahmen und dem am 25. Juni 2012 
vom Rat verabschiedeten Aktionsplan der 

(19) Die auf der Grundlage dieses 
Beschlusses durchgeführten EIB-
Tätigkeiten sollten die von der 
Kommission vorgeschlagene „Agenda für 
den Wandel“ unterstützen und mit den 
einschlägigen Grundsätzen des 
Europäischen Konsenses über die 
Entwicklungspolitik sowie den in der 
Erklärung von Paris von 2005, der 
Aktionsagenda von Accra von 2008 und 
dem Partnerschaftsabkommen von Busan 
von 2011 in Einklang stehen. Darüber 
hinaus sollte die Kohärenz mit dem 
Strategierahmen und dem am 25. Juni 2012 
vom Rat verabschiedeten Aktionsplan der 
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EU für Menschenrechte und Demokratie 
sowie mit internationalen 
Umweltabkommen, einschließlich der 
Verpflichtungen zum Schutz der 
Biodiversität, gewährleistet sein. Die 
Umsetzung sollte im Rahmen 
verschiedener konkreter Maßnahmen 
erfolgen, insbesondere durch einen Ausbau 
der EIB-Kapazitäten für die Bewertung der 
ökologischen, sozialen und 
entwicklungsbezogenen Aspekte von 
Projekten, einschließlich 
Menschenrechtserwägungen und 
konfliktbezogener Risiken, sowie durch die 
Förderung von Konsultationen auf lokaler 
Ebene mit Behörden und Zivilgesellschaft.
In diesem Zusammenhang sollte die EIB 
ihren Rahmen für die Ergebnismessung
(Results Measurement framework – REM) 
implementieren und weiterentwickeln, der 
einen detaillierten Satz von 
Leistungsindikatoren zur Messung der 
wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen 
und entwicklungsbezogenen 
Auswirkungen ihrer Finanzierungen 
während des gesamten Lebenszyklus einer 
Investition enthält. Die Umsetzung des 
REM sollte im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung dieses Beschlusses 
bewertet werden. Bei der Due-Diligence-
Prüfung eines Investitionsvorhabens sollte 
die EIB – soweit angemessen und im 
Einklang mit den sozial- und 
umweltpolitischen Grundsätzen der Union 
– vom Träger des Investitionsprojekts 
verlangen, dass er lokale Konsultationen 
durchführt und die Ergebnisse öffentlich 
bekannt gibt. EIB-
Finanzierungsvereinbarungen, an denen 
öffentliche Partner beteiligt sind, sollten 
ausdrücklich die Möglichkeit vorsehen, bei 
Widerruf der laut diesem Beschluss 
festgelegten Förderfähigkeit des Landes, in 
dem das Investitionsvorhaben durchgeführt 
wird, Zahlungen auszusetzen.

EU für Menschenrechte und Demokratie 
sowie mit internationalen 
Umweltabkommen, einschließlich der 
Verpflichtungen zum Schutz der 
Biodiversität, gewährleistet sein. Die 
Umsetzung sollte im Rahmen 
verschiedener konkreter Maßnahmen 
erfolgen, insbesondere durch einen Ausbau 
der EIB-Kapazitäten für die Bewertung der 
ökologischen, sozialen und 
entwicklungsbezogenen Aspekte von 
Projekten, einschließlich 
Menschenrechtserwägungen und 
konfliktbezogener Risiken, sowie durch die 
Förderung von Konsultationen auf lokaler 
Ebene mit Behörden und Zivilgesellschaft.
In diesem Zusammenhang sollte die EIB 
ihren Rahmen für die Ergebnismessung
(Results Measurement framework – REM) 
implementieren und weiterentwickeln, der 
einen detaillierten Satz von 
Leistungsindikatoren zur Messung der 
wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen 
und entwicklungsbezogenen 
Auswirkungen ihrer Finanzierungen 
während des gesamten Lebenszyklus einer 
Investition enthält. Die Umsetzung des 
REM sollte im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung dieses Beschlusses 
bewertet werden. Bei der Due-Diligence-
Prüfung eines Investitionsvorhabens sollte 
die EIB – im Einklang mit den
Grundsätzen der sozial- und 
umweltpolitischen Rechtsvorschriften der 
Union – vom Träger des 
Investitionsprojekts verlangen, dass er 
lokale Konsultationen durchführt und die 
Ergebnisse öffentlich bekannt gibt. EIB-
Finanzierungsvereinbarungen, an denen 
öffentliche Partner beteiligt sind, sollten 
ausdrücklich die Möglichkeit vorsehen, bei 
Widerruf der laut diesem Beschluss 
festgelegten Förderfähigkeit des Landes, in 
dem das Investitionsvorhaben durchgeführt 
wird, Zahlungen auszusetzen.

Or. en
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Änderungsantrag 43
Sabine Lösing

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(20) Auf allen Ebenen, angefangen bei der 
vorgelagerten strategischen Planung bis hin 
zur Entwicklung von Investitionsprojekten, 
sollte gewährleistet sein, dass die EIB-
Finanzierungen der auswärtigen Politik der 
Union und den in diesem Beschluss 
genannten allgemeinen Zielen entsprechen 
und diese unterstützen. Zur Erhöhung der 
Kohärenz der Außenmaßnahmen der 
Union sollte der Politik- und 
Strategiedialog zwischen der Kommission 
und der EIB unter Einbeziehung des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes 
(European External Action Service –
EAD) weiter ausgebaut werden. Das 
Memorandum of Understanding, das 2013 
überarbeitet werden soll, um die 
Zusammenarbeit und den frühzeitigen 
gegenseitigen Informationsaustausch 
zwischen der Kommission und der EIB auf 
operativer Ebene zu stärken, sollte 
weiterhin gelten. Wichtig ist insbesondere, 
dass im Zuge der Ausarbeitung von 
Programmierungsdokumenten bei Bedarf
frühzeitig ein Gedankenaustausch 
zwischen der Kommission und der EIB
unter Einbeziehung des EAD stattfindet, 
damit eine maximale Synergie zwischen 
deren Tätigkeiten erreicht wird. Auch die 
Zusammenarbeit in Bezug auf Fragen der 
Menschenrechte und der
Konfliktverhütung sollte ausgebaut 
werden.

(20) Auf allen Ebenen, angefangen bei der 
vorgelagerten strategischen Planung bis hin 
zur Entwicklung von Investitionsprojekten, 
sollte gewährleistet sein, dass die EIB-
Finanzierungen der auswärtigen Politik der 
Union und den in diesem Beschluss 
genannten allgemeinen Zielen entsprechen 
und diese unterstützen. Zur Erhöhung der 
Kohärenz der Außenmaßnahmen der 
Union sollte der Politik- und 
Strategiedialog zwischen der Kommission 
und der EIB weiter ausgebaut werden. Das 
Memorandum of Understanding, das 2013 
überarbeitet werden soll, um die 
Zusammenarbeit und den frühzeitigen 
gegenseitigen Informationsaustausch 
zwischen der Kommission und der EIB auf 
operativer Ebene zu stärken, sollte 
weiterhin gelten. Wichtig ist insbesondere, 
dass im Zuge der Ausarbeitung von 
Programmierungsdokumenten frühzeitig 
ein Gedankenaustausch zwischen der 
Kommission und der EIB stattfindet,
einschließlich einer Anhörung des 
Europäischen Parlaments, damit eine 
maximale Synergie zwischen deren 
Tätigkeiten erreicht wird. Auch die 
Zusammenarbeit in Bezug auf Fragen der 
Menschenrechte und der Verhütung 
politischer Konflikte sollte ausgebaut 
werden.

Or. en
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Änderungsantrag 44
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(20) Auf allen Ebenen, angefangen bei der 
vorgelagerten strategischen Planung bis hin 
zur Entwicklung von Investitionsprojekten, 
sollte gewährleistet sein, dass die EIB-
Finanzierungen der auswärtigen Politik der 
Union und den in diesem Beschluss 
genannten allgemeinen Zielen entsprechen 
und diese unterstützen. Zur Erhöhung der 
Kohärenz der Außenmaßnahmen der 
Union sollte der Politik- und 
Strategiedialog zwischen der Kommission 
und der EIB unter Einbeziehung des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes
(European External Action Service – EAD) 
weiter ausgebaut werden. Das 
Memorandum of Understanding, das 2013 
überarbeitet werden soll, um die 
Zusammenarbeit und den frühzeitigen 
gegenseitigen Informationsaustausch 
zwischen der Kommission und der EIB auf 
operativer Ebene zu stärken, sollte 
weiterhin gelten. Wichtig ist insbesondere, 
dass im Zuge der Ausarbeitung von 
Programmierungsdokumenten bei Bedarf 
frühzeitig ein Gedankenaustausch 
zwischen der Kommission und der EIB 
unter Einbeziehung des EAD stattfindet, 
damit eine maximale Synergie zwischen 
deren Tätigkeiten erreicht wird. Auch die 
Zusammenarbeit in Bezug auf Fragen der 
Menschenrechte und der 
Konfliktverhütung sollte ausgebaut 
werden.

(20) Auf allen Ebenen, angefangen bei der 
vorgelagerten strategischen Planung bis hin 
zur Entwicklung von Investitionsprojekten, 
sollte gewährleistet sein, dass die EIB-
Finanzierungen der auswärtigen Politik der 
Union und den in diesem Beschluss 
genannten allgemeinen Zielen entsprechen 
und diese unterstützen. Zur Erhöhung der 
Kohärenz der Außenmaßnahmen der 
Union sollte der Politik- und 
Strategiedialog zwischen der Kommission 
und der EIB unter Einbeziehung des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes
(European External Action Service – EAD) 
weiter ausgebaut und das Europäische 
Parlament ordnungsgemäß unterrichtet
werden. Das Memorandum of 
Understanding, das 2013 überarbeitet 
werden soll, um die Zusammenarbeit und 
den frühzeitigen gegenseitigen 
Informationsaustausch zwischen der 
Kommission und der EIB auf operativer 
Ebene zu stärken, sollte weiterhin gelten.
Wichtig ist insbesondere, dass im Zuge der 
Ausarbeitung von 
Programmierungsdokumenten bei Bedarf 
frühzeitig ein Gedankenaustausch 
zwischen der Kommission und der EIB 
unter Einbeziehung des EAD stattfindet, 
damit eine maximale Synergie zwischen 
deren Tätigkeiten erreicht wird. Auch die 
Zusammenarbeit in Bezug auf Fragen der 
Menschenrechte, der Grundfreiheiten und 
der Konfliktverhütung sollte ausgebaut 
werden. Diese Zusammenarbeit könnte 
gefördert und Betriebskosten könnten 
vermindert werden, wenn die Ansiedlung 
von Außenstellen der EIB an den EU-
Delegationen ausgerichtet würde.
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Or. en

Änderungsantrag 45
Sabine Lösing

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(21) Die Außenbeziehungen der Union 
sollten ab 2014 durch neue Instrumente 
untermauert werden, unter anderem eine 
Rahmenverordnung zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften und Verfahren 
für die Anwendung der Instrumente der 
Union im Bereich des auswärtigen 
Handelns. Um die Hilfe der Union für die 
betreffenden Regionen insgesamt 
kohärenter zu gestalten, sollten 
Möglichkeiten genutzt werden, EIB-
Finanzierungen, wenn und soweit dies 
sinnvoll erscheint, mit Haushaltsmitteln der 
Union in Form von Finanzinstrumenten zu 
kombinieren, wie sie in Titel VIII der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Oktober 2012 über die 
Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates vorgesehen sind, 
sowie in Form von technischer 
Unterstützung für die Ausarbeitung und 
Umsetzung von Projekten über das 
Instrument für Heranführungshilfe II
(IPA II), das Europäische 
Nachbarschaftsinstrument (ENI), das 
Finanzierungsinstrument für die 
Entwicklungszusammenarbeit
(Development Cooperation Instrument –
DCI), das Partnerschaftsinstrument für die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten, das 
Finanzierungsinstrument für die weltweite 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte, das Instrument für 

(21) Die Außenbeziehungen der Union 
sollten ab 2014 durch neue Instrumente 
untermauert werden, unter anderem eine 
Rahmenverordnung zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften und Verfahren 
für die Anwendung der Instrumente der 
Union im Bereich des auswärtigen 
Handelns. Um die Hilfe der Union für die 
betreffenden Regionen insgesamt 
kohärenter zu gestalten, sollten 
Möglichkeiten genutzt werden, EIB-
Finanzierungen, wenn und soweit dies 
sinnvoll erscheint, mit Haushaltsmitteln der 
Union in Form von Finanzinstrumenten zu 
kombinieren, wie sie in Titel VIII der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Oktober 2012 über die 
Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates vorgesehen sind, 
sowie in Form von technischer 
Unterstützung für die Ausarbeitung und 
Umsetzung von Projekten über das 
Instrument für Heranführungshilfe II
(IPA II), das Europäische 
Nachbarschaftsinstrument (ENI), das 
Finanzierungsinstrument für die 
Entwicklungszusammenarbeit
(Development Cooperation Instrument –
DCI), das Partnerschaftsinstrument für die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten, das 
Finanzierungsinstrument für die weltweite 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte und das Instrument für 
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Stabilität und das Instrument für 
Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen 
Sicherheit. Nach Erlass des Beschlusses 
Nr. 1080/2011/EU hat die Kommission 
eine EU-Plattform für Blending in den 
Außenbeziehungen eingerichtet, deren Ziel 
es ist, die Funktionsweise der 
Mechanismen zur Kombination von 
Zuschüssen und Darlehen außerhalb der 
Union zu optimieren.

Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen 
Sicherheit, wobei dem Ansatz der sozialen, 
ökologischen und gerechten 
wirtschaftlichen Entwicklung streng 
gefolgt und die Verwirklichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele der 
Vereinten Nationen für das Jahr 2015 in 
sämtlichen Regionen unterstützt werden 
muss. Nach Erlass des Beschlusses 
Nr. 1080/2011/EU hat die Kommission 
eine EU-Plattform für Blending in den 
Außenbeziehungen eingerichtet, deren Ziel 
es ist, die Funktionsweise der 
Mechanismen zur Kombination von 
Zuschüssen und Darlehen außerhalb der 
Union zu optimieren.

Or. en

Änderungsantrag 46
Sabine Lösing

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 24

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(24) Die EIB sollte das Spektrum der von 
ihr angebotenen innovativen 
Finanzierungsinstrumente ausweiten, 
indem sie unter anderem in stärkerem 
Maße auf die Entwicklung von 
Garantieinstrumenten setzt. Darüber hinaus 
sollte die EIB aktiv eine Beteiligung an 
Risikoteilungsinstrumenten und 
Kapitalmarktfinanzierungen von Projekten 
mit stabiler, vorhersehbarer Cash-Flow-
Generierung anstreben. Insbesondere sollte 
sie in Erwägung ziehen, 
Kapitalmarktinstrumente zu unterstützen, 
die zugunsten von Investitionsvorhaben in 
förderfähigen Ländern ausgegeben oder 
gewährt werden. Darüber hinaus sollte die 
EIB verstärkt Darlehen in der jeweiligen 
Landeswährung bereitstellen und 
Schuldverschreibungen auf den lokalen 

(24) Die EIB sollte das Spektrum der von 
ihr angebotenen innovativen 
Finanzierungsinstrumente ausweiten, 
indem sie unter anderem in stärkerem 
Maße auf die Entwicklung von 
Garantieinstrumenten setzt. Darüber hinaus 
sollte die EIB aktiv eine Beteiligung an 
Risikoteilungsinstrumenten und 
Kapitalmarktfinanzierungen von Projekten 
mit stabiler, vorhersehbarer Cash-Flow-
Generierung anstreben. Insbesondere sollte 
sie in Erwägung ziehen, 
Kapitalmarktinstrumente zu unterstützen, 
die zugunsten von Investitionsvorhaben in 
förderfähigen Ländern ausgegeben oder 
gewährt werden. Darüber hinaus sollte die 
EIB verstärkt Darlehen in der jeweiligen 
Landeswährung bereitstellen und 
Schuldverschreibungen auf den lokalen 
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Märkten ausgeben, vorausgesetzt, dass die 
Empfängerländer die erforderlichen
Strukturreformen, insbesondere im 
Finanzsektor, sowie andere Maßnahmen, 
die der EIB ihre Tätigkeit erleichtern, 
durchführen.

Märkten ausgeben, vorausgesetzt, dass die 
Empfängerländer Strukturreformen, die 
von den betreffenden Ländern 
beschlossen wurden und die dem 
allgemeinen öffentlichen Interesse, dem 
Gemeinwohl und der Betrugsbekämpfung 
Vorrang einräumen, insbesondere im 
Finanzsektor, sowie andere Maßnahmen, 
die der EIB ihre Tätigkeit erleichtern, 
durchführen.

Or. en

Änderungsantrag 47
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 1 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

5. Haben das Europäische Parlament und 
der Rat bei Ablauf des in Absatz 4 
genannten Zeitraums noch keinen 
Beschluss erlassen, mit dem der EIB eine 
neue EU-Garantie für Verluste aus ihren 
Finanzierungen außerhalb der Union 
gewährt wird, so verlängert sich jener 
Zeitraum automatisch um sechs Monate.

5. Haben das Europäische Parlament und 
der Rat bei Ablauf des in Absatz 4 
genannten Zeitraums noch keinen 
Beschluss erlassen, mit dem der EIB eine 
neue EU-Garantie für Verluste aus ihren 
Finanzierungen außerhalb der Union 
gewährt wird, so verlängert sich jener 
Zeitraum automatisch um sechs Monate.
Die Kommission legt ihren Vorschlag für 
einen Beschluss über eine neue Garantie 
mindestens 18 Monate vor Ablauf dieser 
Garantie vor.

Or. en

Änderungsantrag 48
Sabine Lösing

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a
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Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(a) Entwicklung des privaten Sektors auf 
lokaler Ebene, insbesondere Unterstützung 
von KMU;

(a) Entwicklung des öffentlichen und des 
privaten Sektors auf lokaler Ebene, 
insbesondere Unterstützung von KMU;

Or. en

Änderungsantrag 49
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(b) Entwicklung der sozialen, ökologischen 
und wirtschaftlichen Infrastruktur;

(b) Entwicklung der sozialen, 
ökologischen, wirtschaftlichen und
verkehrsbezogenen Infrastruktur;

Or. en

Änderungsantrag 50
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2. Die gemäß diesem Beschluss 
durchgeführten EIB-Finanzierungen leisten 
einen Beitrag zur Verwirklichung der dem 
auswärtigen Handeln der Union zugrunde 
liegenden und in Artikel 21 EUV 
verankerten allgemeinen Grundsätze sowie 
zur Umsetzung internationaler 
Umweltabkommen, bei denen die Union 
Vertragspartei ist.

2. Die gemäß diesem Beschluss 
durchgeführten EIB-Finanzierungen leisten
stets einen Beitrag zur Verwirklichung der 
dem auswärtigen Handeln der Union 
zugrunde liegenden und in Artikel 21 EUV 
verankerten allgemeinen Grundsätze sowie 
zur Umsetzung internationaler
Verpflichtungen und Abkommen, 
darunter Umweltabkommen, bei denen die 
Union Vertragspartei ist.

Or. en
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Änderungsantrag 51
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

3. Eines der grundlegenden Ziele der EIB-
Finanzierungen in den Bereichen, die von 
den in Absatz 1 aufgeführten allgemeinen 
Zielen erfasst sind, ist die Integration von 
Ländern auf regionaler Ebene, unter 
anderem die wirtschaftliche Integration 
zwischen Heranführungsländern, 
Nachbarschaftsländern und der Union.

3. Eines der grundlegenden Ziele der EIB-
Finanzierungen in den Bereichen, die von 
den in Absatz 1 aufgeführten allgemeinen 
Zielen erfasst sind, ist die Integration von 
Ländern auf regionaler Ebene, darunter
vor allem die wirtschaftliche Integration 
zwischen Heranführungsländern, 
Nachbarschaftsländern und der Union.

Or. en

Änderungsantrag 52
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

4. In Entwicklungsländern im Sinne der 
Definition in der von der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) erstellten Liste der 
Empfänger öffentlicher Entwicklungshilfe 
tragen die EIB-Finanzierungen indirekt zu 
den Zielen der Unionspolitik in der 
Entwicklungszusammenarbeit im Sinne 
von Artikel 208 AEUV bei.

4. In Entwicklungsländern im Sinne der 
Definition in der von der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) erstellten Liste der 
Empfänger öffentlicher Entwicklungshilfe 
tragen die EIB-Finanzierungen zu den 
Zielen der Unionspolitik in der 
Entwicklungszusammenarbeit im Sinne 
von Artikel 208 AEUV bei.

Or. en

Änderungsantrag 53
Graham Watson
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Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

4. In Entwicklungsländern im Sinne der 
Definition in der von der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) erstellten Liste der 
Empfänger öffentlicher Entwicklungshilfe 
tragen die EIB-Finanzierungen indirekt zu 
den Zielen der Unionspolitik in der 
Entwicklungszusammenarbeit im Sinne 
von Artikel 208 AEUV bei.

4. In Entwicklungsländern im Sinne der 
Definition in der von der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) erstellten Liste der 
Empfänger öffentlicher Entwicklungshilfe 
tragen die EIB-Finanzierungen zu den 
Zielen der Unionspolitik in der 
Entwicklungszusammenarbeit im Sinne 
von Artikel 208 AEUV bei.

Or. en

Änderungsantrag 54
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

6. EIB-Finanzierungen zur Förderung der 
in Absatz 1 Buchstabe b genannten Ziele 
werden eingesetzt zur Unterstützung von 
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Verkehr, Energie, einschließlich 
erneuerbarer Energien, Umgestaltung von 
Energiesystemen zur Ermöglichung des 
Übergangs zu Technologien und 
Brennstoffen mit geringerem CO2-
Ausstoß, Energieversorgungssicherheit und 
Energieinfrastrukturen, unter anderem für 
die Gewinnung von Gas und dessen 
Beförderung zum EU-Energiemarkt,
Umweltinfrastruktur, einschließlich 
Wasser- und Sanitärversorgung und grüner
Infrastruktur, Informations- und 
Kommunikationstechnologie, 
einschließlich Telekommunikations- und 
Breitbandnetzinfrastrukturen, Gesundheits-
und Bildungswesen.

6. EIB-Finanzierungen zur Förderung der 
in Absatz 1 Buchstabe b genannten Ziele 
werden eingesetzt zur Unterstützung von 
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Verkehr, Energie, einschließlich 
erneuerbarer Energiequellen, 
Umgestaltung von Energiesystemen zur 
Ermöglichung des Übergangs zu 
Technologien und Brennstoffen mit
geringeren CO2-Emissionen, 
Energieversorgungssicherheit und 
Energieinfrastrukturen, darunter 
Infrastrukturen für die Stromübertragung 
und insbesondere Verbindungsleitungen,
mit denen die Einspeisung von Strom aus 
erneuerbaren Energiequellen erleichtert 
wird, Umweltinfrastruktur, einschließlich 
Wasser- und Sanitärversorgung und 
umweltverträglicher Infrastruktur, 
Informations- und 
Kommunikationstechnologie, 
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einschließlich Telekommunikations- und 
Breitbandnetzinfrastrukturen, Gesundheits-
und Bildungswesen, wobei insbesondere 
die Inanspruchnahme von 
Kapitalmarktinstrumenten geprüft wird.
Es sollten vorrangig Vorhaben im Bereich 
der Strominfrastruktur berücksichtigt 
werden, bei denen die Union mit 
Drittstaaten verbunden wird und bei 
denen wechselseitige wirtschaftliche, 
entwicklungspolitische, soziale und 
ökologische Vorteile erzielt werden.

Or. en

Änderungsantrag 55
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

6. EIB-Finanzierungen zur Förderung der 
in Absatz 1 Buchstabe b genannten Ziele 
werden eingesetzt zur Unterstützung von 
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Verkehr, Energie, einschließlich 
erneuerbarer Energien, Umgestaltung von 
Energiesystemen zur Ermöglichung des 
Übergangs zu Technologien und 
Brennstoffen mit geringerem CO2-
Ausstoß, Energieversorgungssicherheit und 
Energieinfrastrukturen, unter anderem für 
die Gewinnung von Gas und dessen 
Beförderung zum EU-Energiemarkt, 
Umweltinfrastruktur, einschließlich 
Wasser- und Sanitärversorgung und grüner
Infrastruktur, Informations- und 
Kommunikationstechnologie, 
einschließlich Telekommunikations- und 
Breitbandnetzinfrastrukturen, Gesundheits-
und Bildungswesen.

6. EIB-Finanzierungen zur Förderung der 
in Absatz 1 Buchstabe b genannten Ziele 
werden eingesetzt zur Unterstützung von 
Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Verkehr, Energie, einschließlich 
erneuerbarer Energiequellen, 
Umgestaltung von Energiesystemen zur 
Ermöglichung des Übergangs zu 
Technologien und Brennstoffen mit
geringeren CO2-Emissionen, nachhaltige
Energieversorgungssicherheit und 
Energieinfrastrukturen, unter anderem für 
die Gewinnung von Gas und dessen 
Beförderung zum EU-Energiemarkt,
nachhaltige Umweltinfrastruktur, 
einschließlich Wasser- und 
Sanitärversorgung und
umweltverträglicher Infrastruktur, 
Informations- und 
Kommunikationstechnologie, 
einschließlich Telekommunikations- und 
Breitbandnetzinfrastrukturen, Gesundheits-
und Bildungswesen. Es sollten vorrangig 
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Infrastrukturvorhaben berücksichtigt 
werden, bei denen die Union mit 
Drittstaaten verbunden wird und bei 
denen wechselseitige wirtschaftliche, 
entwicklungspolitische, soziale und 
ökologische Vorteile erzielt werden.

Or. en

Änderungsantrag 56
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

7. Die EIB-Finanzierungen zur Förderung 
der in Absatz 1 Buchstabe c genannten 
Ziele unterstützen Investitionsvorhaben im 
Bereich Klimaschutz- und 
Klimaanpassung, die zur Verwirklichung 
des allgemeinen Ziels des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen beitragen, 
insbesondere durch Vermeidung oder 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
in den Bereichen erneuerbare Energien, 
Energieeffizienz und nachhaltiger Verkehr, 
oder durch Stärkung der 
Widerstandsfähigkeit gegenüber den 
negativen Auswirkungen des 
Klimawandels auf gefährdete Länder, 
Sektoren und Bevölkerungsgruppen. Das 
Volumen dieser Tätigkeiten muss in dem 
vom Beschluss abgedeckten Zeitraum 
mindestens 25 % sämtlicher EIB-
Finanzierungen ausmachen.

7. Die EIB-Finanzierungen zur Förderung 
der in Absatz 1 Buchstabe c genannten 
Ziele unterstützen Investitionsvorhaben im 
Bereich Klimaschutz- und 
Klimaanpassung, die zur Verwirklichung 
des allgemeinen Ziels des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen beitragen, 
insbesondere durch Vermeidung oder 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
in den Bereichen erneuerbare 
Energiequellen, Energieeffizienz und 
nachhaltiger Verkehr, oder durch Stärkung 
der Widerstandsfähigkeit gegenüber den 
negativen Auswirkungen des 
Klimawandels auf gefährdete Länder,
Sektoren und Bevölkerungsgruppen. Das 
Volumen dieser Tätigkeiten muss in dem 
vom Beschluss abgedeckten Zeitraum 
mindestens 40 % sämtlicher EIB-
Finanzierungen ausmachen.

Or. en

Änderungsantrag 57
Liisa Jaakonsaari
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Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

7. Die EIB-Finanzierungen zur Förderung 
der in Absatz 1 Buchstabe c genannten 
Ziele unterstützen Investitionsvorhaben im 
Bereich Klimaschutz- und 
Klimaanpassung, die zur Verwirklichung 
des allgemeinen Ziels des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen beitragen, 
insbesondere durch Vermeidung oder 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
in den Bereichen erneuerbare Energien, 
Energieeffizienz und nachhaltiger Verkehr, 
oder durch Stärkung der 
Widerstandsfähigkeit gegenüber den 
negativen Auswirkungen des 
Klimawandels auf gefährdete Länder,
Sektoren und Bevölkerungsgruppen. Das 
Volumen dieser Tätigkeiten muss in dem 
vom Beschluss abgedeckten Zeitraum 
mindestens 25 % sämtlicher EIB-
Finanzierungen ausmachen.

7. Die EIB-Finanzierungen zur Förderung 
der in Absatz 1 Buchstabe c genannten 
Ziele unterstützen Investitionsvorhaben im 
Bereich Klimaschutz- und 
Klimaanpassung, die zur Verwirklichung 
des allgemeinen Ziels des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen beitragen, 
insbesondere durch Vermeidung oder 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
in den Bereichen erneuerbare 
Energiequellen, Energieeffizienz und 
nachhaltiger Verkehr, oder durch Stärkung 
der Widerstandsfähigkeit gegenüber den 
negativen Auswirkungen des 
Klimawandels auf höchst sensible 
Lebensräume, gefährdete Länder, Sektoren 
und Bevölkerungsgruppen, etwa in der 
Arktis. Das Volumen dieser Tätigkeiten 
muss in dem vom Beschluss abgedeckten 
Zeitraum mindestens 40 % sämtlicher EIB-
Finanzierungen ausmachen.

Or. en

Änderungsantrag 58
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

8. Im Einklang mit den Klimazielen der 
Union und den internationalen Klimazielen 
aktualisiert die EIB bis Ende 2016 in 
Zusammenarbeit mit der Kommission und 
nach Durchführung einer öffentlichen 
Konsultation ihre Klimawandelstrategie in 
Bezug auf die EIB-Finanzierungen.

8. Im Einklang mit den Klimazielen der 
Union und den internationalen Klimazielen 
aktualisiert die EIB bis Ende 2015 in 
Zusammenarbeit mit der Kommission und 
nach Durchführung einer umfassenden
öffentlichen Konsultation ihre 
Klimawandelstrategie, um darzulegen, wie 
sich der prozentuale Anteil von Vorhaben 
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zur Verringerung von CO2-Emmissionen 
stufenweise und kontinuierlich unter 
ihrem Außenmandat steigern lässt und 
wie die Finanzierung von Vorhaben, die 
der Verwirklichung der Klimaziele der 
Union abträglich sind, allmählich 
eingestellt werden kann. Diese Strategie 
sollte unter anderem Ziele zur Erhöhung 
der Kreditvergabe für Vorhaben in den 
Bereichen Energieeffizienz und 
erneuerbare Energiequellen enthalten 
und einen Aktionsplan zur Umsetzung der 
Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates vom 22. Mai 2013 umfassen, 
wonach der schrittweisen Einstellung 
umweltgefährdender oder wirtschaftlich 
nachteiliger Subventionen, einschließlich 
für fossile Brennstoffe, Vorrang 
eingeräumt werden muss.

Or. en

Änderungsantrag 59
Reinhard Bütikofer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

8. Im Einklang mit den Klimazielen der 
Union und den internationalen Klimazielen 
aktualisiert die EIB bis Ende 2016 in 
Zusammenarbeit mit der Kommission und 
nach Durchführung einer öffentlichen 
Konsultation ihre Klimawandelstrategie in 
Bezug auf die EIB-Finanzierungen.

8. Im Einklang mit den Klimazielen der 
Union und den internationalen Klimazielen 
aktualisiert die EIB bis Ende 2016 in 
Zusammenarbeit mit der Kommission und 
nach Durchführung einer öffentlichen 
Konsultation ihre Klimawandelstrategie in 
Bezug auf die EIB-Finanzierungen. Diese 
Aktualisierung umfasst u. a. konkrete 
Maßnahmen zur schrittweisen 
Einstellung der Finanzierung von 
Vorhaben, die der Verwirklichung der 
Klimaziele der EU abträglich sind, und 
zur verstärkten Förderung von 
erneuerbaren Energiequellen und von 
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Energieeffizienz.

Or. en

Änderungsantrag 60
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 17 zur Änderung des Anhangs III 
zu erlassen. Die Beschlüsse der 
Kommission werden gefasst auf der 
Grundlage einer wirtschaftlichen und 
politischen Gesamtbewertung,
einschließlich Aspekten der Demokratie, 
Menschenrechte und Grundrechte, sowie
der einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments und Beschlüsse
und Schlussfolgerungen des Rates.

2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 17 zur Änderung des Anhangs III 
zu erlassen. Die Beschlüsse der 
Kommission werden gefasst auf der 
Grundlage einer wirtschaftlichen und 
politischen Gesamtbewertung, wobei vor 
allem Aspekten der Demokratie, 
Menschenrechte und Grundrechte sowie
den einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments und Beschlüssen
und Schlussfolgerungen des Rates
besondere Beachtung eingeräumt wird.

Or. en

Änderungsantrag 61
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 17 zur Änderung des Anhangs III 
zu erlassen. Die Beschlüsse der 
Kommission werden gefasst auf der 
Grundlage einer wirtschaftlichen und 
politischen Gesamtbewertung,
einschließlich Aspekten der Demokratie, 

2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 17 zur Änderung des Anhangs III 
zu erlassen. Die Beschlüsse der 
Kommission werden gefasst auf der 
Grundlage einer wirtschaftlichen und 
politischen Gesamtbewertung, wobei auch
Aspekten der Demokratie, Menschenrechte 
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Menschenrechte und Grundrechte, sowie
der einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments und Beschlüsse
und Schlussfolgerungen des Rates.

und Grundrechte sowie den einschlägigen 
Entschließungen des Europäischen 
Parlaments und Beschlüssen und 
Schlussfolgerungen des Rates besondere 
Beachtung eingeräumt wird.

Or. en

Änderungsantrag 62
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

5. Die EU-Garantie deckt nur EIB-
Finanzierungen ab, die in förderfähigen 
Ländern durchgeführt werden, die mit der 
EIB eine Rahmenvereinbarung getroffen 
haben, in der die rechtlichen Bedingungen 
für die Durchführung dieser 
Finanzierungen festgelegt sind.

5. Die EU-Garantie deckt nur EIB-
Finanzierungen ab, die in förderfähigen 
Ländern durchgeführt werden, die mit der 
EIB eine Rahmenvereinbarung getroffen 
haben, in der die rechtlichen Bedingungen 
für die Durchführung dieser 
Finanzierungen festgelegt sind, darunter 
Menschenrechtsstandards, 
Grundfreiheiten sowie Sozial-, Arbeits-
und Umweltschutznormen.

Or. en

Änderungsantrag 63
Reinhard Bütikofer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

5. Die EU-Garantie deckt nur EIB-
Finanzierungen ab, die in förderfähigen 
Ländern durchgeführt werden, die mit der 
EIB eine Rahmenvereinbarung getroffen 
haben, in der die rechtlichen Bedingungen 
für die Durchführung dieser 

5. Die EU-Garantie deckt nur EIB-
Finanzierungen ab, die in förderfähigen 
Ländern durchgeführt werden, die mit der 
EIB eine Rahmenvereinbarung getroffen 
haben, in der die rechtlichen Bedingungen 
für die Durchführung dieser 
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Finanzierungen festgelegt sind. Finanzierungen festgelegt sind. Dazu 
zählen auch Umwelt-, Sozial-, 
Menschenrechts- und Arbeitsnormen.

Or. en

Änderungsantrag 64
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Die Kommission aktualisiert gemeinsam 
mit der EIB die bestehenden regionalen 
technischen operativen Leitlinien für EIB-
Finanzierungen innerhalb eines Jahres nach 
Erlass dieses Beschlusses.

Die Kommission aktualisiert gemeinsam 
mit der EIB die bestehenden regionalen 
technischen operativen Leitlinien für EIB-
Finanzierungen innerhalb eines Jahres nach 
Erlass dieses Beschlusses. Weitere 
regelmäßige Aktualisierungen auf 
jährlicher Grundlage könnten in 
Erwägung gezogen, um den 
Entwicklungen in den Empfängerländern 
Rechnung zu tragen.

Or. en

Änderungsantrag 65
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5 – Absatz 1 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Bei der Aktualisierung der Leitlinien 
berücksichtigen Kommission und EIB die 
einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments sowie Beschlüsse 
und Schlussfolgerungen des Rates. In 
politischen Fragen wird gegebenenfalls
auch der EAD konsultiert.

Bei der Aktualisierung der Leitlinien 
berücksichtigen Kommission und EIB die 
einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments sowie Beschlüsse 
und Schlussfolgerungen des Rates und 
arbeiten mit den entsprechenden 
Ausschüssen des Europäischen 
Parlaments zusammen. In politischen 
Fragen wird auch der EAD konsultiert. Auf 
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regionaler Ebene sollten Anhörungen mit 
der lokalen Zivilgesellschaft stattfinden.

Or. en

Änderungsantrag 66
Reinhard Bütikofer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5 – Absatz 1 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Bei der Aktualisierung der Leitlinien 
berücksichtigen Kommission und EIB die 
einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments sowie Beschlüsse 
und Schlussfolgerungen des Rates. In 
politischen Fragen wird gegebenenfalls 
auch der EAD konsultiert.

Bei der Aktualisierung der Leitlinien 
berücksichtigen Kommission und EIB die 
einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments sowie Beschlüsse 
und Schlussfolgerungen des Rates. In 
politischen Fragen wird gegebenenfalls 
auch der EAD konsultiert. Darüber hinaus 
finden im Rahmen des Verfahrens 
Anhörungen auf regionaler Ebene – u. a. 
mit der lokalen Zivilgesellschaft – statt.

Or. en

Änderungsantrag 67
Sabine Lösing

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(a) strategische Dokumente der 
Kommission und/oder gegebenenfalls des 
EAD, z. B. Strategiepapiere für Länder 
oder Regionen, Richtprogramme, 
Aktionspläne und Dokumente im 
Zusammenhang mit der Heranführung;

(a) strategische Dokumente der 
Kommission, z. B. Strategiepapiere für 
Länder oder Regionen, Richtprogramme, 
Aktionspläne und Dokumente im 
Zusammenhang mit der Heranführung;

Or. en
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Änderungsantrag 68
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 8 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

5. Die Kommission und die EIB legen in 
der Vereinbarung gemäß Artikel 13 eine 
Methode fest, anhand der die EIB 
innerhalb ihrer auswärtigen Tätigkeiten 
diejenigen Maßnahmen bestimmen kann, 
die im Rahmen dieses Beschlusses 
finanziert werden sollen, sowie diejenigen, 
die auf eigenes Risiko der EIB finanziert 
werden sollen. Grundlage der Methode 
sind die von der EIB vorgenommene 
Bewertung der Kreditwürdigkeit der EIB-
Finanzierungen, die in Anhang I enthaltene 
Liste der Regionen und Höchstbeträge, die 
Art der Gegenpartei (Staat, Einrichtung 
unterhalb der staatlichen Ebene gemäß 
Absatz 1 oder private Einrichtung), die 
Risikoabsorptionsfähigkeit der EIB sowie 
andere relevante Kriterien, einschließlich 
des Zusatznutzens der EU-Garantie.

5. Die Kommission und die EIB legen in 
der Vereinbarung gemäß Artikel 13 eine
eindeutige und transparente Methode fest, 
anhand der die EIB innerhalb ihrer 
auswärtigen Tätigkeiten diejenigen 
Maßnahmen bestimmen kann, die im 
Rahmen dieses Beschlusses finanziert 
werden sollen, sowie diejenigen, die auf 
eigenes Risiko der EIB finanziert werden 
sollen. Grundlage der Methode sind die 
von der EIB vorgenommene Bewertung 
der Kreditwürdigkeit der EIB-
Finanzierungen, die in Anhang I enthaltene 
Liste der Regionen und Höchstbeträge, die 
Art der Gegenpartei (Staat, Einrichtung 
unterhalb der staatlichen Ebene gemäß 
Absatz 1 oder private Einrichtung), die 
Risikoabsorptionsfähigkeit der EIB sowie 
andere relevante Kriterien, einschließlich 
des Zusatznutzens der EU-Garantie.

Or. en

Änderungsantrag 69
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 9 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Die EIB unterzieht die unter die EU-
Garantie fallenden Investitionsvorhaben 
einer gründlichen Due-Diligence-Prüfung 
und fordert – soweit angemessen und im 
Einklang mit den sozial- und 

Die EIB unterzieht die unter die EU-
Garantie fallenden Investitionsvorhaben 
einer gründlichen Due-Diligence-Prüfung 
und fordert – im Einklang mit den
Grundsätzen der sozial- und 
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umweltpolitischen Grundsätzen der Union 
– eine geeignete öffentliche Konsultation 
auf lokaler Ebene hinsichtlich der 
entwicklungsbezogenen Aspekte.

umweltpolitischen Rechtsvorschriften der 
Union – eine geeignete öffentliche 
Konsultation auf lokaler Ebene hinsichtlich 
der entwicklungsbezogenen Aspekte.

Or. en

Änderungsantrag 70
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 9 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Die EIB unterzieht die unter die EU-
Garantie fallenden Investitionsvorhaben 
einer gründlichen Due-Diligence-Prüfung 
und fordert – soweit angemessen und im 
Einklang mit den sozial- und 
umweltpolitischen Grundsätzen der Union 
– eine geeignete öffentliche Konsultation 
auf lokaler Ebene hinsichtlich der 
entwicklungsbezogenen Aspekte.

Die EIB unterzieht die unter die EU-
Garantie fallenden Investitionsvorhaben 
einer gründlichen Due-Diligence-Prüfung 
und fordert – im Einklang mit den sozial-
und umweltpolitischen Grundsätzen der 
Union – eine geeignete öffentliche 
Konsultation mit sämtlichen 
Interessenträgern auf lokaler Ebene 
hinsichtlich sozialer, 
menschenrechtspolitischer und 
ökologischer Aspekte sowie Fragen der 
Wirtschaftsentwicklung.

Or. en

Änderungsantrag 71
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 9 – Absatz 1 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Die Vorschriften und Verfahren der EIB 
beinhalten alle Bestimmungen, die zur 
Bewertung der ökologischen und sozialen 
Auswirkungen von Investitionsvorhaben 
sowie der Auswirkungen auf 
Menschenrechte und Konfliktverhütung 

Die Vorschriften und Verfahren der EIB 
beinhalten alle Bestimmungen, die im 
Einklang mit den Grundsätzen und 
einschlägigen Rechtsvorschriften der 
Union zur Bewertung der ökologischen 
und sozialen Auswirkungen von 
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erforderlich sind, um sicherzustellen, dass 
im Rahmen des Beschlusses nur 
Investitionsvorhaben unterstützt werden, 
die wirtschaftlich, finanziell, ökologisch 
und sozial nachhaltig sind.

Investitionsvorhaben sowie der 
Auswirkungen auf Menschenrechte, 
Grundfreiheiten und Konfliktverhütung 
erforderlich sind, um sicherzustellen, dass 
im Rahmen des Beschlusses nur 
Investitionsvorhaben unterstützt werden, 
die wirtschaftlich, finanziell, ökologisch 
und sozial nachhaltig sind.

Or. en

Änderungsantrag 72
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 9 – Absatz 1 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Die Vorschriften und Verfahren der EIB 
beinhalten alle Bestimmungen, die zur 
Bewertung der ökologischen und sozialen 
Auswirkungen von Investitionsvorhaben 
sowie der Auswirkungen auf 
Menschenrechte und Konfliktverhütung 
erforderlich sind, um sicherzustellen, dass 
im Rahmen des Beschlusses nur 
Investitionsvorhaben unterstützt werden, 
die wirtschaftlich, finanziell, ökologisch 
und sozial nachhaltig sind.

Die Vorschriften und Verfahren der EIB 
beinhalten alle Bestimmungen, die im 
Einklang mit den in den 
Rechtsvorschriften der Union verankerten 
Grundsätzen zur Bewertung der 
ökologischen und sozialen Auswirkungen 
von Investitionsvorhaben sowie der 
Auswirkungen auf Menschenrechte und 
Konfliktverhütung erforderlich sind, um 
sicherzustellen, dass im Rahmen des 
Beschlusses nur Investitionsvorhaben 
unterstützt werden, die wirtschaftlich, 
finanziell, ökologisch und sozial nachhaltig 
sind.

Or. en

Änderungsantrag 73
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 9 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2. Zusätzlich zur Ex-ante-Bewertung 
entwicklungsbezogener Aspekte überwacht 
die EIB die Durchführung der 
Finanzierungen. Insbesondere verlangt sie 
von den Projektträgern, die Durchführung 
der Projekte bis zu ihrem Abschluss 
genauestens zu verfolgen, unter anderem in 
Bezug auf die Auswirkungen der 
Investitionsprojekte auf Entwicklung, 
Umwelt und Menschenrechte. Die EIB 
überprüft die von den Projektträgern 
bereitgestellten Informationen.

2. Zusätzlich zur Ex-ante-Bewertung 
entwicklungsbezogener Aspekte überwacht 
die EIB die Durchführung der 
Finanzierungen. Insbesondere verlangt sie 
von den Projektträgern, die Durchführung 
der Projekte bis zu ihrem Abschluss 
genauestens zu verfolgen, unter anderem in 
Bezug auf die Auswirkungen der 
Investitionsprojekte auf Entwicklung, 
Umwelt und Menschenrechte. Die EIB 
überprüft die von den Projektträgern 
bereitgestellten Informationen und 
veröffentlicht diese nach Möglichkeit.

Or. en

Änderungsantrag 74
Reinhard Bütikofer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 10 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2a. Die Kommission erarbeitet zusammen 
mit dem Europäischen Auswärtigen 
Dienst (EAD) einen Rahmen und eine 
Methode für die jährliche 
Berichterstattung der EIB über die 
Einhaltung der in Artikel 21 EUV 
verankerten allgemeinen Grundsätze des 
auswärtigen Handelns der Union bei den 
von der Garantieleistung der EU
abgesicherten EIB-Finanzierungen.
Die Methode wird innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieses Beschlusses von 
der Kommission und dem EAD erarbeitet 
und wird – wie in dem strategischen 
Rahmen und dem Aktionsplan der EU für 
Menschenrechte gefordert – auf der 
Berichterstattung der EIB über die 
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Einhaltung der Menschenrechte gründen.
Auf der Grundlage der jährlichen 
Berichterstattung der EIB erstellt die 
Kommission für das Europäische 
Parlament jährlich eine eigene 
Beurteilung der von der EIB gemachten 
Angaben und schlägt gegebenenfalls 
Änderungen der von der Bank verfolgten 
Strategien und Verfahren vor. Die 
Empfehlungen der Kommission und des 
Europäischen Parlaments zu möglichen 
Verbesserungen der Berichterstattung der 
EIB fließen in die Aktualisierung der 
regionalen technischen operativen 
Leitlinien ein.

Or. en

Änderungsantrag 75
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

1. Im Einklang mit ihrer eigenen 
Transparenzpolitik veröffentlicht die EIB 
auf ihrer Website Informationen

1. Im Einklang mit den Rechtsvorschriften 
der EU über den Zugang zu Dokumenten 
und Informationen veröffentlicht die EIB 
auf ihrer Website Informationen

Or. en

Änderungsantrag 76
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

1. Im Einklang mit ihrer eigenen 
Transparenzpolitik veröffentlicht die EIB 

1. Im Einklang mit den Rechtsvorschriften 
der EU über den Zugang zu Dokumenten 
und Informationen und mit ihrer eigenen 
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auf ihrer Website Informationen Transparenzpolitik veröffentlicht die EIB 
auf ihrer Website Informationen

Or. en

Änderungsantrag 77
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(b) sofern sie keinen 
Geheimhaltungsvorschriften unterliegen,
über etwaige zwischen der EIB und 
anderen europäischen oder internationalen 
Finanzinstitutionen geschlossene
„Memoranda of Understanding“, die 
Auswirkungen auf die gemäß diesem 
Beschluss durchgeführten EIB-
Finanzierungen haben.

(b) über etwaige zwischen der EIB und 
anderen europäischen oder internationalen 
Finanzinstitutionen geschlossene
„Memoranda of Understanding“, die 
Auswirkungen auf die gemäß diesem 
Beschluss durchgeführten EIB-
Finanzierungen haben.

Or. en

Änderungsantrag 78
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(b) sofern sie keinen 
Geheimhaltungsvorschriften unterliegen,
über etwaige zwischen der EIB und 
anderen europäischen oder internationalen 
Finanzinstitutionen geschlossene
„Memoranda of Understanding“, die 
Auswirkungen auf die gemäß diesem 
Beschluss durchgeführten EIB-
Finanzierungen haben.

(b) über etwaige zwischen der EIB und 
anderen europäischen oder internationalen 
Finanzinstitutionen geschlossene
„Memoranda of Understanding“, die 
Auswirkungen auf die gemäß diesem 
Beschluss durchgeführten EIB-
Finanzierungen haben.

Or. en
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Änderungsantrag 79
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(ba) über zwischen der EIB und einem 
Empfängerland abgeschlossene 
Rahmenvereinbarungen.

Or. en

Änderungsantrag 80
Liisa Jaakonsaari

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(ba) über zwischen der EIB und einem 
Empfängerland abgeschlossene 
Rahmenvereinbarungen.

Or. en

Änderungsantrag 81
Ana Gomes

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(ba) über die Ergebnisse der öffentlichen 
Konsultationen auf lokaler Ebene 
hinsichtlich der entwicklungsbezogenen 
Aspekte der unter die EU-Garantie 
fallenden Projekte und über die von den 
Projektträgern bereitgestellten 
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Informationen bezüglich der 
Überwachung der Durchführung des 
Projekts, unter anderem mit Blick auf die 
Auswirkungen des Investitionsprojekts 
auf Entwicklung, Umwelt und 
Menschenrechte.

Or. en

Änderungsantrag 82
Ana Gomes

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 12 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Bei ihrer Finanzierungstätigkeit duldet die 
EIB keine Aktivitäten, die illegalen 
Zwecken dienen, einschließlich 
Geldwäsche, Finanzierung des 
Terrorismus, Steuerbetrug und 
Steuerhinterziehung, Korruption und 
betrügerischer Handlungen, die den 
finanziellen Interessen der EU schaden.
Insbesondere nimmt die EIB an keiner 
Finanzierung teil, die in einem 
förderfähigen Land über einen 
kooperationsunwilligen Drittstaat 
durchgeführt wird, der von der OECD, der 
Arbeitsgruppe „Bekämpfung der 
Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung“ oder anderen 
einschlägigen Organisationen als solcher 
ermittelt worden ist.

Bei ihrer Finanzierungstätigkeit duldet die 
EIB keine Aktivitäten, die illegalen 
Zwecken dienen, einschließlich 
Geldwäsche, Finanzierung des 
Terrorismus, Steuerbetrug und 
Steuerhinterziehung, Korruption und 
betrügerischer Handlungen, die den 
finanziellen Interessen der EU schaden.
Insbesondere nimmt die EIB an keiner 
Finanzierung teil, die in einem 
förderfähigen Land über einen 
kooperationsunwilligen Drittstaat 
durchgeführt wird, der von der OECD, der 
Arbeitsgruppe „Bekämpfung der 
Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung“ oder anderen 
einschlägigen Organisationen als solcher 
ermittelt worden ist.

Um für eine Finanzierung und Investition 
der EIB in Frage zu kommen, müssen 
sämtliche Empfänger, die 
unterschiedlichen Rechtsordnungen 
unterliegen – unabhängig davon, ob es 
sich um Unternehmen oder 
Finanzintermediäre handelt –, in ihren 
geprüften Jahresberichten 
länderbezogene Angaben zu ihren 
Umsätzen, Vermögenswerten, 
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Beschäftigten, Gewinnen und Steuern 
machen, und zwar für jedes Land, in dem 
sie tätig sind. Empfänger müssen 
Verträge mit den Regierungen der 
Gastländer offenlegen und vor allem für 
jedes Land, in dem sie tätig sind, Angaben 
zu ihrer Steuerregelung machen.
Die EIB muss bei ihren Finanzgeschäften 
dafür Sorge tragen, dass sämtliche an den 
Transaktionen beteiligten Unternehmen 
und Finanzinstitutionen Informationen 
bezüglich des wirtschaftlichen Eigentums 
etwaiger rechtlicher Strukturen 
offenlegen, die unmittelbar oder mittelbar 
mit dem Unternehmen verbunden sind, 
darunter Fonds, Stiftungen und 
Bankkonten.

Or. en

Änderungsantrag 83
Jean-Pierre Audy

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Die Kommission und die EIB 
unterzeichnen eine Garantievereinbarung, 
in der die näheren Vorschriften und 
Verfahren im Zusammenhang mit der EU-
Garantie gemäß Artikel 8 im Einzelnen 
festgelegt werden, und unterrichten das 
Europäische Parlament und den Rat 
darüber.

Die Kommission und die EIB 
unterzeichnen eine Garantievereinbarung, 
in der die näheren Vorschriften und 
Verfahren im Zusammenhang mit der EU-
Garantie gemäß Artikel 8 im Einzelnen 
festgelegt werden, und unterrichten das 
Europäische Parlament und den Rat 
darüber. In dieser Vereinbarung ist 
vorgesehen, im EU-Haushaltsplan einen 
Garantiefonds einzurichten, der aus einer 
Abgabe finanziert wird, deren Grundlage 
die gemäß diesem Beschluss gewährten 
Garantien sind, und mit dem mögliche 
Verluste im Zusammenhang mit einem 
Verfahren gegen die EU abgedeckt 
werden sollen; im Gegenzug kann die EU 
der EIB einen Zuschuss gewähren.
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Or. fr

Änderungsantrag 84
Jean-Pierre Audy

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 14 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

1. Leistet die Kommission Zahlungen im 
Rahmen der EU-Garantie, ist die EIB für 
die Beitreibung der entsprechenden 
Rückforderungen im Namen der
Kommission zuständig.

1. Leistet die Kommission Zahlungen im 
Rahmen der EU-Garantie, ist die EIB für 
die Beitreibung der entsprechenden 
Rückforderungen im Namen der EU
zuständig.

Or. fr

Änderungsantrag 85
Jean-Pierre Audy

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

1. Die EIB unterrichtet unverzüglich 
OLAF, sobald sie in einer Phase der 
Vorbereitung, der Durchführung oder des 
Abschlusses eines Projekts, das der EU-
Garantie unterfällt, einen potenziellen Fall 
von Betrug, Korruption oder illegalen 
Aktivitäten aufdeckt, der die finanziellen 
Interessen der EU beeinträchtigen könnte.

1. Die EIB unterrichtet unverzüglich 
OLAF, sobald sie in einer Phase der 
Vorbereitung, der Durchführung oder des 
Abschlusses eines Projekts, das der EU-
Garantie unterfällt, einen potenziellen Fall 
von Betrug, Korruption oder illegalen
Aktivitäten aufdeckt, der die finanziellen 
Interessen der EU oder der Mitgliedstaaten
beeinträchtigen könnte.

Or. fr

Änderungsantrag 86
Ana Gomes
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Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

1. Die EIB unterrichtet unverzüglich 
OLAF, sobald sie in einer Phase der 
Vorbereitung, der Durchführung oder des 
Abschlusses eines Projekts, das der EU-
Garantie unterfällt, einen potenziellen Fall 
von Betrug, Korruption oder illegalen 
Aktivitäten aufdeckt, der die finanziellen 
Interessen der EU beeinträchtigen könnte.

1. Die EIB unterrichtet unverzüglich 
OLAF, sobald sie in einer Phase der 
Vorbereitung, der Durchführung oder des 
Abschlusses eines Projekts, das der EU-
Garantie unterfällt, einen potenziellen Fall 
von Betrug, Korruption oder illegalen 
Aktivitäten aufdeckt, der die finanziellen 
Interessen der EU beeinträchtigen könnte.
Die EIB prüft dabei insbesondere 
Informationen von Hinweisgebern zu 
potenziellen Fällen von Betrug, 
Korruption oder illegalen Aktivitäten, 
wobei eine angemessene 
Weiterbearbeitung und Rückmeldung 
sowie der Schutz vor 
Vergeltungsmaßnahmen vorzusehen sind.

Or. en

Änderungsantrag 87
Ana Gomes

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 16 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2. Zum Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Union kann OLAF 
gemäß den Bestimmungen und Verfahren 
der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999, der 
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
und der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 2988/95 Ermittlungen, einschließlich 
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort, 
durchführen, um festzustellen, ob im 
Zusammenhang mit Finanzierungen 
Betrug, Korruption oder sonstige 
rechtswidrige Handlungen zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der Union 
vorliegen.

2. Zum Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Union kann OLAF 
gemäß den Bestimmungen und Verfahren 
der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999, der 
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
und der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 2988/95 Ermittlungen, einschließlich 
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort, 
durchführen, um festzustellen, ob im 
Zusammenhang mit Finanzierungen 
Betrug, Korruption, Geldwäsche oder 
sonstige rechtswidrige Handlungen zum 
Nachteil der finanziellen Interessen der 
Union vorliegen. In solchen Fällen sollte 
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die Auszahlung von Darlehen 
unverzüglich ausgesetzt werden, bis die 
Ermittlungsergebnisse des OLAF 
vorliegen. Bei nachgewiesener Korruption 
unterstützt die EIB Bemühungen um eine 
Rückführung von Vermögenswerten, 
indem sie gegenüber den zuständigen 
Behörden sämtliche von der EIB 
gehaltenen Vermögenswerte offenlegt, die 
mit solch einer Korruption im 
Zusammenhang stehen oder durch diese 
erlangt wurden.
2a. Die in Bezug auf Projekte, die der EU-
Garantie unterliegen, unterzeichneten
Verträge enthalten strenge Klauseln, 
wonach die an die Projektträger und 
Finanzintermediäre geleistete finanzielle 
Unterstützung der EIB in Fällen, in 
denen Betrug, Korruption oder illegale 
Aktivitäten offiziell untersucht werden, 
ausgesetzt werden kann oder in Fällen, in 
denen derartige illegale Aktivitäten 
nachgewiesen wurden, eingestellt werden 
kann.

Or. en

Änderungsantrag 88
Jean-Pierre Audy

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 16 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2. Zum Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Union kann OLAF 
gemäß den Bestimmungen und Verfahren 
der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999, der 
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
und der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 2988/95 Ermittlungen, einschließlich 
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort, 
durchführen, um festzustellen, ob im 
Zusammenhang mit Finanzierungen 

2. Zum Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Union kann OLAF 
gemäß den Bestimmungen und Verfahren 
der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999, der 
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
und der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 2988/95 Ermittlungen, einschließlich 
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort, 
durchführen, um festzustellen, ob im 
Zusammenhang mit Finanzierungen 
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Betrug, Korruption oder sonstige 
rechtswidrige Handlungen zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der Union 
vorliegen.

Betrug, Korruption oder sonstige 
rechtswidrige Handlungen zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der Union 
vorliegen. Werden die finanziellen 
Interessen eines Mitgliedstaates 
beeinträchtigt, teilt OLAF dies der 
Regierung dieses Staates unverzüglich 
mit.

Or. fr

Änderungsantrag 89
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Anhang I – Buchstabe C – Ziffer i

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(i) Lateinamerika: 2 150 000 000 EUR (i) Lateinamerika: 1 150 000 000 EUR

Or. en

Änderungsantrag 90
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Anhang I – Buchstabe C – Ziffer ii

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

(ii) Asien: 1 200 000 000 EUR (ii) Asien: 2 200 000 000 EUR

Or. en

Änderungsantrag 91
Graham Watson

Vorschlag für einen Beschluss
Anhang III – Buchstabe C – Nummer 2 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

Bangladesch, Brunei, China (einschließlich Bangladesch, Brunei, China (einschließlich 
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Sonderverwaltungsregionen Hongkong und 
Macao), Indien, Indonesien, Irak, Jemen, 
Kambodscha, Laos, Malaysia, Malediven, 
Mongolei, Myanmar, Nepal, Pakistan, 
Philippinen, Singapur, Sri Lanka, 
Südkorea, Thailand, Vietnam

Sonderverwaltungsregionen Hongkong und 
Macao), Indien, Indonesien, Irak, Jemen, 
Kambodscha, Laos, Malaysia, Malediven, 
Mongolei, Myanmar, Nepal, Pakistan, 
Philippinen, Singapur, Sri Lanka, Taiwan,
Südkorea, Thailand, Vietnam

Or. en


